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Situation des deutschen Hotel- und Gaststättengewerbes 


A. Problem 

Das überwiegend aus kleinen und mittleren Betrieben beste- 
hende Hotel- und Gaststättengewerbe ist einem härter werden- 
den internationalen Wettbewerb ausgesetzt und muß sich einem 
raschen Strukturwandel anpassen. Dabei ist insbesondere für die 
mittelständischen Betriebe auch weiterhin die politische Unter- 
stützung erforderhch. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird in einem Katalog von 14 Punkten auf- 
gefordert, die künftigen Rahmenbedingungen für das deutsche 
Hotel- und Gaststättengewerbe weiter zu verbessern und dabei 
insbesondere die Einfühnmg eines Reservierungssystems für die 
mittelständische Hotellerie in Deutschland zu unterstützen. 

Mehrheitsentscheidung 

mit den Stimmen der Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitgheder der Fraktionen der 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit des Mit- 
gheds der Gruppe der PDS. 
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C. Alternativen 

Aufhebung der Sozialversicherungsfreiheit für geringfügig Be- 
schäftigte. 

Verbesserung der Qualifikation im Hotel- und Gaststättenge- 
werbe für Betriebsinhaber (Sachkundenachweis) und Mitarbeiter. 

Einschränkung weiterer Hotelneubauten durch steuerhche Maß- 
nahmen. 


D. Kosten 

wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschUeßen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Hotel- und Gaststättengewerbe in Deutschland, das über- 
wiegend aus kleinen und mittleren Betrieben besteht, sieht sich 
einem immer härteren internationalen touristischen Wettbe- 
werb ausgesetzt. Um sich erfolgreich zu behaupten, muß das 
Gewerbe sich einem raschen Strukturwandel anpassen. Dabei 
bedürfen insbesondere die mittelständischen Betriebe auch 
weiterhin der politischen Unterstützung. Gerade kleine und 
mittlere gastronomische Betriebe besitzen ein hohes Beschäfti- 
gungspotential. Sie spielen für unsere Wirtschaft eine beson- 
ders wichtige Rolle. 

Der Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung des 
Tourismus (vom 15. Juni 1994, Drucksache 12/7895) und die 
Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. „Situation und Perspektiven 
des Gastgewerbes in Deutschland" (vom 19. September 1994, 
Drucksache 12/8489) haben dem Rechnung getragen. Die Beru- 
fung eines Beauftragten der Bundesregierung für den Mittel- 
stand ist ein zu begrüßender Schritt, der auch dem Hotel- und 
Gaststättengewerbe zugute kommt. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- das überwiegend mittelständische Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe auch weiterhin bei der Bewältigung des Struktur- 
wandels zu unterstützen. Dies gilt insbesondere un Hinblick 
auf die Fortsetzung der Investitionsförderung, der Bera- 
tungs- und Bildungsmaßnahmen sowie der Förderung von 
Neugründungen; 

- die besondere Anstrengung zur Erhöhung der Wettbewerbs- 
fähigkeit des gastgewerbhchen Angebotes in den neuen 
Bundesländern fortzusetzen; 

- Anstrengungen zur Verbreiterung der Angebotspalette mit 
dem Ziel zu flankieren, einer breiteren Bevölkerungsschicht, 
z. B. Famüien mit Kindern oder Familien aus sozialen Brenn- 
punkten, günstigere Freizeitmöglichkeiten zu eröffnen,- 

- die Einführung eines Reservierungssystems für die mittel- 
ständische Hotellerie in Deutschland zu unterstützen; 

- die mittelständischen Hotel- und Gaststättenbetriebe in 
ihrem Auslandsmarketing durch die Deutsche Zentrale für 
Tourismus weiterhin wirkungsvoll zu unterstützen. Dabei ist 
aber auch wünschenswert, daß das Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe sich finanziell stärker an der Werbung für das 
Reise- und Urlaubsland Deutschland beteiligt. Alle Aus- 
landsaktivitäten von für Deutschland werbenden Organisa- 
tionen (z. B. das Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung, die DZT, Botschaften, Konsulate, Auslandshan- 
delskammern, Goethe-Institute und politische Stiftungen) 
sollten durch eine deutsche Stelle koordiniert werden; 
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- das Hotel- und Gaststättengewerbe auch weiterhin in sei- 
nem Bestreben, umweltpolitischen Belangen Rechnung zu 
tragen, zu unterstützen. Besondere Anerkennung verdienen 
die vom Deutschen Hotel- und Gaststättenverband mit Un- 
terstützung der Bundesregienmg erarbeiteten 40 Kriterien 
für einen umweltfreundlichen Betrieb; 

- für faire Wettbewerbsbedingungen für die Unternehmen des 
Hotel- und Gaststättengewerbes einzutreten. Wettbewerbs- 
verzerrungen, die auf nationalen und internationalen Ebe- 
nen bestehen, sind abzubauen. Der Einführung von Baga- 
tellsteuern in Bundesländern (wie z. B. Vergnügungsteuer, 
Getränkesteuer und Schankerlaubnissteuör) sowie anderer 
kommunaler Abgaben (wie z. B. Verpackungsteuer) ist ent- 
gegenzuwirken. Notwendige Maßnahmen sind vor allem die 
EU-weite Steuerharmonisierung und eine grundlegende Un- 
temehmensteuerreform, zu der in einem ersten Schritt die 
Abschaffung der Gewerbe kapitalsteuer und die nüttelstands- 
freundliche Senkung der Gewerbeertragsteuer gehört; 

- auf die Wiederbelebung der Innenstädte durch geeignete 
städtebauliche, Verkehrs- und ordnungspolitische Maßnah- 
men hinzuwirken. Ein gut funktionierender und preisgünsti- 
ger öffentlicher Nahverkehr ist besonders wichtig. Aber auch 
die Bereitstellung ausreichender Straßen- und Parkplatzka- 
pazitäten für den privaten Individualverkehr bleibt weiterhin 
in aller Regel unverzichtbar. Konununale ordnungspolitische 
Vorgaben, wie z. B. Regelungen zur Sperrstunde, sollten im 
Einzelfall und bei Bedarf geprüft werden; 

- darauf hinzuwirken, daß die Schwarzgastronomie wirkungs- 
voll eingedämmt wird; 

- in den neuen Bundesländern auf eine Verstärkung der Be- 
reitschaft der Betriebe zur Ausbildung im dualen System hin- 
zuwirken; 

- durch die Beibehaltung der Sozialversicherungsfreiheit für 
geringfügig Beschäftigte den Gestaltungsraum für das 
Hotel- und Gaststättengewerbe bei der Bewältigung von 
Saison- und Auftragsspitzen zu sichern und durch fortge- 
setzte intensive Mißbrauchsbekämpfung die vorhandene 
Akzeptanz dieser Regelung zu erhalten,* 

- die vorhandenen Regelungen des Arbeitsförderungsge- 
setzes zu nutzen, um in Fällen eines prekären Arbeitskräfte- 
mangels der jeweiligen Situation Rechnung zu tragen; 

- auch für das Hotel- und Gaststättengewerbe die Deregulie- 
rung voranzutreiben und neue, den unternehmerischen 
Handlungsspielraum einschränkende Regelungen mög- 
lichst zu vermeiden; 

- in allen Bereichen der Tourismuspolitik der Europäischen 
Union auf die strikte Beachtung des Subsidiaritätsprinzips 
hinzuwirken. 

Bonn, den 24. Oktober 1995 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

Halo Saibold Dr. Rolf Olderog Brunhilde Irber 

Vorsitzende und Berichterstatter Berichterstatterin 

Berichterstatterin 


Dr. Olaf Feldmann 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Rolf Olderog, Brunhilde Irber, Halo Saibold 
und Dr. Olaf Feldmann 


i. 

Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und RD.R 
zur Situation des deutschen Hotel- und Gaststätten- 
gewerbes in Drucksache 13/541 wurde in der 21. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 16. Februar 
1995 federführend dem Ausschuß für Fremdenver- 
kehr und Tourismus und dem Finanzausschuß, dem 
Ausschuß für Wirtschaft, dem Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung, dem Ausschuß für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit sowie dem Aus- 
schuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union zur Mitberatung überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung am 17. Mai 
1995 den Antrag mit den Stimmen der Koahtionsfrak- 
tionen gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS angenommen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
10. Sitzung am 17. Mai 1995 beraten. Er empfiehlt 
mehrheithch mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen der SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS die Annahme des Antrags. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Antrag in seiner 7. Sitzung am 15. März 1995 bera- 
ten. Er empfiehlt mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so- 
wie der Gruppe der PDS gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. Ab- 
lehnung der Vorlage. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Antrag am 15. März 1995 beraten 
und mehrheitlich angenommen. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat den Antrag in seiner 12. Sitzung am 
31. Mai 1995 zur Kenntnis genommen. 

II. 

Der federführende Ausschuß für Fremdenverkehr 
und Tourismus hat den Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. zur Situation des deutschen 
Hotel- und Gaststättengewerbes in Drucksache 
13/541 in seiner 6. Sitzung am 15. März 1995 und 
abschließend in seiner 11. Sitzung am 21. Juni 1995 
beraten. Bei der abschließenden Beratung standen 
dem Ausschuß Herr Ehlers (Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Hotel- und Gaststättenverbandes) so- 
wie Herr Schroeter (Referatsleiter der Gewerkschaft 
Nahrung, Genuß, Gaststätten) zur Verfügung; ihre 
Beiträge wurden in die Beratung des Ausschusses 
einbezogen. 


Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gingen davon aus, daß der Beitrag des Hotel- 
und Gaststättengewerbes für den Tourismus in der 
öffentlichen und pohtischen Diskussion unterbewer- 
tet werde. Auch die Befassung mit diesem Antrag sei 
geeignet, hier Defizite abzubauen. Im übrigen dank- 
ten sie dem DEHOGA für dessen Mitwirkung am 
Aufbau der Fachverbände in den neuen Bundeslän- 
dern. 

Zur Verpackungsteuer, die im Hinblick auf die Dere- 
gulierung erörtert wurde, machten die Vertreter der 
Fraktion der SPD deutlich, daß den Kommunen das 
Recht zustünde, die Einführung dieser Steuer zu be- 
schheßen. 

Das Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN sprach sich für eine Verpackungsteuer auf lo- 
kaler Ebene aus. Es gehe der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN darum, Müll zu vermeiden. Die Ver- 
packungsteuer betreffe weniger das Hotel- und Gast- 
stättengewerbe, sondern vielmehr das Fast-Food-Ge- 
schäft. Im übrigen bestehe die Möglichkeit, der Ver- 
packungsteuer durch entsprechende Umstellungen 
im Einkauf auszuweichen. 

Das Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN kritisierte die Errichtung von Hotelkapazitäten 
im Rahmen von Bauherrenmodellen, die den Kapital- 
anlegern Vorteüe brächten, die ein normaler Hotel- 
betrieb nicht in Anspruch nehmen könne. Auch in 
den neuen Ländern seien viele Hotels im Rahmen 
solcher Modelle errichtet worden, was auch dort zu 
Überkapazitäten geführt habe. Es könne nicht zuge- 
lassen werden, daß zunächst mit steuerlicher Förde- 
rung eine Konkurrenz im Markt errichtet und sodann 
deshalb die Forderung nach Hilfe für das Hotel- und 
Gaststättengewerbe erhoben werde, weü erhebliche 
Überkapazitäten vorhanden seien. Die Finanzierung 
von Hotelneubauten im Rahmen von Bauherrenmo- 
delienmüsse daher überprüft werden. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. machten deutlich, daß diese Überkapazitäten 
und ein verfälschter Wettbewerb zu einem Ertrags- 
problem der Branche geführt hätten. 

Zum Saisonstatut wiesen die Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. darauf hin, daß ein lei- 
stungsfähiger Betrieb mit erfahrenem Stammperso- 
nal im Markt über eine bessere Position als dieje- 
nigen Betriebe verfüge, die im Rotationsverfahren 
Saisonarbeitskräfte - möghcherweise aus BiUiglohn- 
ländem - rekrutierten. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD hielten die So- 
zialversicherungsfreiheit für geringfügig Beschäf- 
tigte volkswirtschaftlich für nicht vertretbar. Sie 
wandten sich dagegen, daß entsprechende Arbeit- 
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nehmer, die überwiegend Frauen seien, in eine neue 
Altersarmut hineingetrieben würden. 

Auch das Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN machte deutlich, daß die Fraktion dem An- 
trag insbesondere deshalb nicht zustimme, weil die 
Beibehaltung der Sozialversicherungsfreiheit für ge- 
ringfügig Beschäftigte diesen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern den Aufbau ihrer sozialen Absi- 
cherung unmöglich mache. Dabei solle auch künftig 
die Möglichkeit bestehen, kleinere Nebenverdienste 
bis ca. 200 DM freizustellen. 

Demgegenüber verwiesen die Mitglieder der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. darauf, daß es insbe- 
sondere bei kleineren Betrieben einen Bedarf für 
diese Beschäftigungsverhältnisse gebe, die kosten- 
günstig pauschal abgerechnet würden. Auch seitens 
der Arbeitnehmer bestehe offensichtlich ein Bedürf- 
nis für diese Form der Nebentätigkeit. Zur Vermei- 
dung von Mißbräuchen solle jedem Arbeitnehmer 
nur eine Nebentätigkeit erlaubt sein. Im übrigen sei 
es nicht der Sinn der Sozialversicherungsfreiheit für 
geringfügig Beschäftigte, der Gemeinschaft Sozialla- 
sten aufzubürden. 

Das Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 
NEN kritisierte in diesem Zusammenhang die negati- 
ven Auswirkungen von Brutto- für Netto-Zahlungen 
an Arbeitnehmer mit „Schwarzgeld" im Hinblick auf 
die Altersversorgung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, wobei sich der Frauenanteil an den 
Beschäftigten auf 65 % belaufe. 

Der Ausschuß erörterte eingehend die Frage des 
Sachkundenachweises für Gastwirte. Die Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. hielten die 
gegenwärtige Form des Sachkundenachweises für 
unzureichend. Andererseits sei es angesichts der ent- 
sprechenden EU- Vorschriften schwierig, die Sach- 
kunde im Rahmen einer Prüfung abzusichern. 

Auch das Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN sprach sich für eine Ergänzung des Sach- 
kundenachweises aus und machte deutlich, daß ge- 
rade die EU- Vorschriften dieser Verbessenmg des 
Sachkundenachweises entgegenstünden. 

Eingehend erörterte der Ausschuß die Ausbildungs- 
und Beschäftigungssituation in den neuen Bundes- 
ländern. Er nahm zur Kenntnis, daß sich insbeson- 
dere in den neuen Bundesländern eine dramatische 
Entwicklung im Lehrstellenbereich abzeichne. So 


seien dort großflächig mit Steuergeldem finanzierte 
Ausbildungsringe und weitere überbetriebliche Aus- 
bildungsmaßnahmen entstanden, die die Erstausbil- 
dung in der Branche ersetzt hätten. Dies trage dazu 
bei, daß die Auszubildenden in den neuen Bundes- 
ländern über geringere betriebliche Erfahrung ver- 
fügten, was für sie mit größeren Problemen bei der 
Besetzung eines Arbeitsplatzes verbunden sei. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. kritisierten, daß die Hotel- und Gaststättenbe- 
triebe in den neuen Bundesländern kaum ausbilde- 
ten. Es solle geprüft werden, ob es möglich sei, die 
Ausbildung beispielsweise durch die Errichtung von 
Blockausbildungszeiten so zu flexibilisieren, daß die 
Auszubildenden in der Saison dem Betrieb zur Verfü- 
gung stehen könnten. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD kritisierten, sie 
hätten dem Antrag keine bisher noch nicht bekann- 
ten Vorschläge entnehmen können. Sie unterstrichen 
die Forderung des Antrags auf Deregulierung und 
bedauerten, daß der Antrag hierzu nicht konkret dar- 
lege, welche der 300 das Gastgewerbe regelnden 
Vorschriften abgeschafft werden sollen. Der Antrag 
erweitere den Handlungsrahmen der Bundesregie- 
rung nicht und trage in der vorgelegten Form nicht 
zur Verbessenmg der Situation im Hotel- und Gast- 
stättengewerbe bei. 

Das Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 
NEN kritisierte, der Antrag enthalte Absichtserklä- 
rungen, bei denen das Hotel- und Gaststättenge- 
werbe nicht wisse, wie sie umgesetzt werden sollten. 
Im übrigen decke der Antrag den Bereich der Ausbil- 
dung nicht ab, obwohl es hier den meisten Hand- 
lungsbedarf gebe. Sie werde den Antrag ablehnen. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. nahmen in den Antrag einen weiteren Spiegel- 
strich auf, der die Bundesregierung auffordert, in den 
neuen Bundesländern auf eine Verstärkung der Be- 
reitschaft der Betriebe zur Ausbildung im dualen Sy- 
stem hinzu wirken. 

Sie trugen dcimit dem Problem Rechnung, daß in den 
neuen Bundesländern zunächst im nicht-dualen Sy- 
stem ausgebildet worden sei und es sich nunmehr als 
schwierig erweise, die bisherigen Ausbildungsfor- 
men ins duale System zurückzuführen. 

Im übrigen baten die Mitglieder der Fraktion der 
CDU/CSU um Unterstützung des Antrages. 


Bonn, den 24. Oktober 1995 


Dr. Rolf Olderog 

Berichterstatter 


Brunhilde Irber Halo Saibold Dr. Olaf Feldmann 

Berichterstatterin Berichterstatterin Berichterstatter 
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